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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 191/09 B 
 
L 3 U 272/08 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 12 U 60/06 (SG Mainz) 
 
 
 
……………………………………, 
 
 
 Kläger, Antragsteller und  
 Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Metall Nord Süd, 
Wilhelm-Theodor-Römheld-Straße 15, 55130 Mainz, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 9. September 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   Dr.  B e c k e r    und 

M u t s c h l e r  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde 

gegen das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 17. April 2009 Pro-

zesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im oben bezeichneten Urteil 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Der Antrag des Klägers, ihm Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts zu be-

willigen, ist abzulehnen. Die Rechtsverfolgung im Verfahren der Beschwerde gegen die 

Nichtzulassung der Revision bietet keine hinreichende Aussicht auf Erfolg (§ 73a Abs 1 Satz 1 

Sozialgerichtsgesetz <SGG> iVm § 114 Zivilprozessordnung). Nach summarischer Prüfung des 

Vorbringens des Klägers einerseits und der beigezogenen Akten des Landessozialgerichts 

(LSG) ist ein Grund für die Zulassung der Revision iS des § 160 Abs 2 SGG (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) nicht ersichtlich. 

 

Die gleichzeitig mit dem Antrag auf Prozesskostenhilfe vom Kläger persönlich eingelegte 

Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des LSG ist als 

unzulässig zu verwerfen, weil sie nicht von einem beim BSG zugelassenen 

Prozessbevollmächtigten eingelegt worden ist (§ 73 Abs 4, § 160a Abs 4 Satz 1, § 169 SGG), 

worauf der Kläger in der Rechtsmittelbelehrung der Entscheidung des LSG hingewiesen 

worden ist.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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